
Für das Nachschlagewerk! 
Für die Fachpresse!
Für die amtliche Sammlung!

15, D&r, 1381J a 
Ja 
Ja

Gesetz: BetrVC- §§ 46 - 48, 23, 24, 82; ArbGG §§ 2, 8, 81

Leitsätze:

1. Das Amt eines Gesamtbetriebsratsmitgliedes endet in 
jedem Fall mit dem Ende seines Betriebsratsamtes»

2» Der Betriebsrat, der nach § 47 BetrVG Mitglieder in 
den Gesamtbetriebsrat entsendet, kann das von ihm ent­
sandte Mitglied durch Mehrheitsbeschluß aus dem Ge­
samtbetriebsrat rechtswirksam abberufen, es sei denn, 
daß die Abberufung aus unsachlichen Gründen erfolgt»

3» Solange nicht feststeht, daß die Gültigkeit der 
Abberufung nicht mehr angezweifeit wird, ist das 
Rechtsschutzbedürfnis für einen im Beschlußverfahren 
gestellten Antrag des abberufenen Gesamtbetriebs- 
ratsmitgliedesauf Feststellung seiner Mitgliedschaft 
im Gesamtbetriebsrat auch dann noch anzuerkennen, wenn 
der Antragsteller inzwischen aus anderem Anlaß aus 
dem Gesamtbetriebsrat ausgeschieden ist»

Aktenzeichen: 1 A3R 6/60
Beschluß des BAG vom 15» Dezember 1961 LAG Hamm/Westfo
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WiBR. 6 /6 0
{ BV Ta 15/60 Haam/Westf, 
Verkündet
am 15> Dezember 1961
gez. Kenkelmann,
Angestellte
als Urkund sb eamt er
der Geschäftsstelle

B e s c h l u ß  

In Sachen

i. .i
A> .■ '

hat der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund 
der mündlichen Verhandlung vom 8„ Dezember 1961 durch den 
Präsidenten Professor Dr„ Nipperdey, die Bundesrichter 
Wichmann und Dr* Gröninger sowie die Bundesarbeitsrichter 
Mellentin und Riedel beschlossen:

Auf die Rechtsbeschwerde des Antragsgegners 
wird der Beschluß des Landesarbeitsgerichts 
Hamm (v/estf,) vom 13„ April I960 - 4 BV Ta 15/60 - 
aufgehoben» Die Sache wird zur erneuten Verhand­
lung und Entscheidung an das Landesarbeitsgericht 
z urückverwies en-

V o n  R e c h t s vv e g e n ? 2
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G r ü n d e

I, Der Antragsteller ist Mitglied des Betriebsrats im 
Werk G der Beteiligten zu 1)„ Er ist seinerzeit
von diesem Betriebsrat als Angestelltenvertreter in den 
bei dem Unternehmen gebildeten Gesamtbetriebsrat ent­
sandt worden^ Am 11, Februar I960 hat der Betriebsrat 
die Abberufung des Antragstellers' aus dem Gesamtbetriebs­
rat beschlossene

Der Antragsteller hält diesen Beschluß für unwirk­
sam und hat am 12. Februar I960 beim Arbeitsgericht be­
antragt, den Beschluß für unwirksam zu erklären. Das Ar­
beitsgericht hat dem Antrag durch die Feststellung statt­
gegeben, daß die Mitgliedschaft des Antragstellers im Ge- 
sfc.mtbetriebi.rat der Beteiligten zu 1) durch den Abberufungs­
beschluß des Betriebsrats des Werkes G*<ov*».. nicht er­
loschen sei. Die gegen diesen Beschluß vom Betriebsrat 
•ingelegte Beschwerde hat das Landesarbeitsgericht zurück­
gewiesen. Hiergegen hat der Betriebsrat die vom Landes­
arbeitsgericht zugelassene Rechtsbeschwerde erhoben, mit 
der er die Zurückweisung des Antrages erstrebt.

Inzwischen hat am 22. März 1961 die Neuwahl des Be­
triebsrats des Werkes G der Beteiligten zu 1) statt-
gefunden, dessen Amtszeit am 26. März 1961 abgelaufen ist. 
Der Antragsteller gehört auch dem neuen Betriebsrat an»
In den Gesamtbetriebsrat ist er nicht wieder entsandt wor­
den. Der Betriebsrat meint deshalb, daß das Rechtsschutz­
interesse für den Antrag weggefallen sei, und bittet in 
erster Linie darum, das Verfahren für erledigt zu erklären. 
Der Antragsteller ist der Ansicht, daß sein Rechtsschutz­
interesse weiterbestehe, und bittet um Zurückweisung der 
Rechtsbeschwerde.
II» Entgegen der Meinung des Betriebsrats ist das Ver­
fahren nicht erledigt» Vielmehr bedarf es noch näherer 
tatsächlicher Feststellungen durch das Landesarbeitsgericht» 
Deshalb ist der angefochtene Beschluß aufzuheben und die

3
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Sache an das Landesarbeitsgericht zurückzuverweisen-
1, Keine Bedenken bestehen gegen die Zulässigkeit des 
Beschlußverfahrens, wie sich aus § 2 Abs» 1 Nr« 4 f ArbGG 
in Verbindung mit § 8 Abs» 1 ArbGG und aus § 80 Abs.- 1 Art 
sowie § 82 Abs» 1 f BetrVG ergibt»

Auch die Antragsberechtigung des Antragstellers ist 
nicht zu bestreiten» Er wird durch die begehrte Entschei­
dung in seiner Funktion als Mitglied des Gesamtbetriebs­
rats unmittelbar betroffen (vgl. BAG 2, 97 /5§7 = AP Nr, 2 
zu § 81 BetrVG),

Schließlich ist auch gegen die Beteiligung des am 22. 
März 1961 neu gewählten Betriebsrats, der den umstrittener 
Beschluß nicht gefaßt hat, und gegen seine Antragstellung 
im Rechtsbeschwerdeverfahren nichts einzuwenden. Der Be­
triebsrat ist kraft Amtes gesetzlicher Vertreter der Ar­
beitnehmerschaft des Betriebes, der die dieser obliegender 
Rechte und Pflichten im eigenen Namen wahrnimmt» Die Be4 
triebsvertretung, die den Abberufungsbeschluß gefaßt hat, 
hat mit Wirkung für die selbst nicht handlungsfähige Ar­
beitnehmerschaft gehandelt, Biese wird jetzt durch den neu 
gewählten Betriebsrat vertreten (vgl, Hueck-Nipperdey, 
Lehrbuch des Arbeitsrechts, 6, Aufl», Ba» II, S, 689),

Entgegen der Rechtsansicht des Betriebsrats bestellt 
noch jetzt ein Rechtsschutzbedürfnis für den gestellten 
Antrag. Biese Frage ist von Amts wegen auch noch im Rechts 
beschwerdeverfahren zu prüfen (vgl. BAG 3, 288 = AP Nr» 1 
zu § 82 BetrVG und die ständige Rechtsprechung des Senats)s
2, Ihre Beantwortung ergibt sich aus der materiellrecht­
lichen Beurteilung der Frage, ob der Einzelbetriebsrat
in der Lage ist, das von ihm in den Gesamtbetriebsrat ent­
sandte Mitglied aus diesem abzuberufen. Nach der Auffassung 
des Senats steht dem Betriebsrat eine solche Befugnis zu.
a) Eine ausdrückliche gesetzliche Bestimmung darüber, 
unter welchen Voraussetzungen das Amt des einzelnen Mit­
gliedes eines Gesamtbetriebsrats endet, ist nicht vor-
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handen. Da aber die Mitgliedschaft im Gesamtbetriebsrat 
von der Mitgliedschaft in dem entsendenden Betriebsrat ab­
hängig ist (§ 47 Abs-, i BetrVG), endet das Amt als Mitglied 
des Gessmtbetriebsrats jedenfalls mit dem Ende der Amtszeit 
des Betriebsrats (Dietz, BetrVG, 3* Aufl., § 47 Anm. 8 und 
3; Fitting-Kraegeloh, BetrVG, 5» Aufl», § 47 Anm. 8). Das 
ist auch dann der Fall, wenn der Betriebsrat im ganzen ge- 
inäß § 25 BetrVG durch Beschluß des Arbeitsgerichts vorzei­
tig aufgelöst wird. Darüber hinaus führt auch die Beendi­
gung der Mitgliedschaft im Betriebsrat im Einzelfall (§ 24 
BetrVG) zur Beendigung des Amtes im Gesamtbetriebsrat-, 

Entsprechendes gilt für den Fall, daß das einzelne 
Betriebcratsmitglied wegen grober Vernachlässigung seiner 
resetz-ichen Befugnisse oder grober Verletzung seiner ge-O v*' 1
setzlichen Pflichten gemäß § 23 BetrVG durch Beschluß des 
irbsitsgerichts aus dem Betriebsrat ausgeschlossen wird» 
in diesem Fall ist allerdings zu beachten, daß § 23 BetrVG 

^‘-r den Ausschluß aus dem Betriebsrat, nicht dagegen 
(jen Ausschluß aus dem Gesamtbetriebsrat gilt (DietZj aaO,- 

A "7 Anm» 11; Fitting-Kraegeloh, aaO, § 47 Anm. 9; wohl 
ch Galperin-ßicbert, BetrVG, 3. Aufl», § 48 Anm. 13). Das 

bedeutet, daß nur die grobe Vernachlässigung solcher Befug­
nis0® und di® grobe Verletzung solcher Pflichten zum Verlust
, -np+riebsrats- und damit des Gesamtbetriebsratsamtes füh- des ü-i-ann, die im Zusammenhang mit der Betriebsratstätigkeit,ren. -uh ober mit der Tätigkeit im Gesamtbetriebsrat stehen»nicht ö

Sofern das Gesamtbetriebsratsmitglied seine ihm.in
. „ar* Eigenschaft zustehenden Befugnisse grob vernachläs-

"̂ igt oder die aus diesem Amt herrührenden Pflichten grob
T 0 +?to ist ein .Ausschluß aus dem Gesamtbetriebsrat ge- vex’lex  ̂ ö

cetzlie*1 vorgesehen. Eine entsprechende Anwendung des
o-s -pc-trVG auf diesen Fall scheitert daran, daß Gesamtbe-ij -i y n ~
. at und Betriebsrat in ihrem Besen und in ihrer Zweck-irieDox

^e^-tirrmung zwei völlig von einander verschiedene Einrich­
tungen sind Was für den Betriebsrat kraft ausdrücklicher
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gesetzlicher Bestimmungen gilt, kann auf den Gesamtbe­
triebsrat nur zum Teil übertragen werden, wie sieh schon 
aus der Verweisungsvorschrift des § 48 Abs. 2 BetrVG er­
gibt» Die Regelung des § 23 BetrVG über den Ausschluß aus 
dem Betriebsrat ist so sehr den Besonderheiten des Be- 
trieberatsamtes angepaßt, daß eine sinngemäße Anwendung 
auf den Ausschluß aus dem Gesamtbetriebsrat, der in andere 
'"eise als der Betriebsrat zustandekommt, anders zusammen­
gesetzt ist und andere Aufgaben wahrzunehmen hat, nicht 
möglich ist» Sie hätte einer ausdrücklichen Vorschrift 
bedurft (ebenso I’itting-Kraegeloh, § 47 Anm» 9? § 48 Anmu 
13; Galperin-Siebert, § 48 Anm. 13; abw. aber Dietz, aaO/
§ 48 Anm. 16, der bei grober Pflichtverletzung des Mitgli' 
Ges im Gesamtbetriebsrat die Amtsenthebung nach § 23 im 
Einzelbetriebsrat zuläßt, die zur Beendigung der Mitglied­
schaft im Gesamtbetriebsrat führt).
b) Um für die Fälle, in denen ein Gesamtbetriebsrats- 
lnitglied seine ihm in dieser Eigenschaft obliegenden 
Befugnisse oder Pflichten verletzt, zu einem vernünftigen 
Ergebnis zu gelangen, muß dem entsendenden Betriebsrat 
die Befugnis zugestanden werden, das Mitglied des Ge­
samtbetriebsrats aus diesem durch Mehrheitsbeschluß abzu- 
berufen» Die Notwendigkeit einer solchen Befugnis des 
Betriebsrats ergibt sich aus der Aufgabenstellung des 
Gesemtbetriebsrats»

Zwar sind die einzelnen Betriebsräte und der Gesamt­
betriebsrat nicht einander über- oder untergeordnet, son­
dern stehen nebeneinander„ Auch kann der Gesamtbetriebs­
rat nur solche Angelegenheiten behandeln, die nicht durch 
die einzelnen Betriebsräte innerhalb ihrer Betriebe, son­
dern überbetrieblich zu regeln sind. Bei Zuständigkeit 
des Gesamtbetriebsrats sind die Befugnisse der einzelnen 
Betriebsräte ausgeschlossen (§§ 46, 48 Abs. 1 BetrVG).

Auf der anderen Seite darf nicht verkannt werden, 
Mitglieder des Gesamtbetriebsrats des besonderen

-  6 -
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Vertrauens ihres jeweiligen Betriebsrats bedürfen. Das er­
gibt sich schon daraus, daß die Mitglieder des Gesamtbe- 
triebsrats nicht von den Belegschaften gewählt, sondern 
durch Beschluß ihres Betriebsrats in den Gesamtbetriebsrat 
entsandt werden, Außerdem richtet sich die Zahl der Gesamt- 
betriebsratsmitglieder nicht etwa nach der Arbeitnehmerzahl 
ihres Betriebes; vielmehr kann der einzelne Betriebsrat nur 
ein Mitglied, allenfalls zwei seiner Mitglieder in den Gesamt­
betriebsrat entsenden. Diese haben aber nicht ein gleiches 
Stimmrecht. Jedes Mitglied hat so viele Stimmen, wie Ange- • 
hörige der (Arbeiter- oder Angestellten-) Gruppe, der es 
selbst angehört, im Betriebsrat seines Betriebes vertreten 
sind -

Diese Rechtslage führt zwar nicht dazu, daß das Gesamt­
betriebsratsmitglied an Aufträge seines Betriebsrats für 
die Tätigkeit im Gesamtbetriebsrat gebunden ist. Es hat 
vielmehr seine Stimme im Gesamtbetriebsrat nach eigener 
Verantwortung abzugeben und muß dabei vor allem die Belange 
der Belegschaften des Gesamtunternehmens oder mehrerer sei­
ner Betriebe wahrnehmen. Das Gesamtbetriebsratsmitglied 
kann seine Aufgaben aber nicht wirksam erfüllen, wenn es 
nicht vom Vertrauen seines Betriebsrats getragen ist. Kommt 
deshalb der entsendende Betriebsrat in seiner Mehrheit zu 
dem Ergebnis, daß das Gesamtbetriebsratsmitglied nicht mehr 
die nach Ansicht des Betriebsrats notwendigen Voraussetzungen 
für die Wahrnehmung seiner Aufgaben im Gesamtbetriebsrat 
erfülle, dann kann der Betriebsrat dieses Mitglied aus dem 
Gesamtbetricbsrat abberufen (ebenso Galperin-Siebert, aaO,
§ 48 Ann. 13; a.A. Dietz, aaO, § 47 Anm. 12; Fitting-Kraege- 
loh, aaü, § 47 Anm. 10). Die Ansicht von Dietz und Fitting- 
Kraegeloh ist insofern inkonsequent, als sie für den Fall 
der vom Betriebsrat entsandten Mitglieder aus dem Wirt­
schaftsausschuß, der ebenfalls auf der Unternehmensebene 
errichtet ist und teilweise ähnliche Funktionen unabhängig 
von den die Ausschußmitglieder bestellenden Betriebspart­
nern zu erfüllen hat wie der Gesamtbetriebcrat, mit Recht
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die Abberufung zulassen., vgl, Hueck-Nipperdey, Lehrbuch, 
aaop II, Sc 866»
c) Der Abberufung des einzelnen Gesamtbetriebsratsmit- 
gliedes durch den entsendenden Betriebsrat steht auch die 
Notwendigkeit "einer gewissen Kontinuität in der Zusammen­
setzung" nicht entgegen (so Metz, aaO, § 4-7 Anm. 12), Es 
ist zwar richtig, daß es für eine erfolgreiche Arbeit des 
Gesamtbetriebsrats erwünscht ist, seine Zusammensetzung 
möglichst zu erhalten» In Wahrheit ist dies aber schon 
deshalb nur höchst unvollkommen zu erreichen, weil eine 
ganze Anzahl anderer Möglichkeiten zur Beendigung des Ge- 
samtbetriebsratsamtes führen kann (vgl» oben zu II 2 a)„

Der Gesamtbetriebsrat wird nicht für eine bestimmte 
Zeit gebildet. Sobald seine Errichtung nach § 46 BetrVG 
beschlossen ist, ist er eine Dauereinrichtung mit ständig 
sich ergänzenden Mitgliedern. Da auch ein abberufenes 
Gesamtbetriebsratsmitglied durch seinen Betriebsrat ent­
sprechend der Verpflichtung aus § 47 Abs. 1 BetrVG sofort 
ersetzt werden muß (vgl. dazu Fitting-Kraegeloh, aaO, § 47 
Anm» 6 mit Hinweisen), tritt in diesem Pall keine andere 
nage ein, als wenn irgendein anderes Mitglied des Gesamt­
betriebsrats wegen Beendigung seines Betriebsratsamtes 
aus cem Gesamtbetriebsrat ausscheiden muß» Gegenüber die­
sem erheblich durchbrochenen Grundsatz der Kontinuität in 
der Zusammensetzung des Gesamtbetriebsrats verdient die 
Rücksichtnahme auf das Vertrauen des entsendenden Betriebs­
rats zu seinem Gesamtbetriebsratsmitglied den Vorzug.
d) Auch der Gesichtspunkt, daß das Gesamtbetriebsrats- 
mitglied nicht an Aufträge oder Weisungen des entsendender 
Betriebsrats gebunden ist, kann die Abberufungsbefugnis 
des Betriebsrats (entgegen der Ansicht von Fitting-Kraege- 
loh» aaO, § 47 Anm. 10) im Grundsatz nicht beeinträchtigen 
Um diesem Gedanken einer gewissen Unabhängigkeit Rechnung 
zu tragen, verweist der Senat darauf, daß nach allgemeinen 
Grundsätzen mangels anderweiter gesetzlicher Vorschrift

willkürliche Rechtsausübung nicht anzuerkennen und

-  8 -
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deshalb unzulässig ist. Daraus folgt für den Pall der Ab­
berufung eines Gesamtbetriebsratsmitgliedes, daß ein da­
hingehender Beschluß des entsendenden Betriebsrats dann 
vor der Rechtsordnung keinen Bestand hat, wenn er auf un­
sachlichen. insbesondere auf solchen Gründen beruht, die
seit betriebsverfassungsrechtlichen Stellung und Auf-
pabe döS
haben,

Gesamtbetriebsratsmitgliedes keinen Zusammenhang 
muß derjenige darlegen, der sich auf dieLetz oeres

Bechtsunv;irksamheit der Abberufung beruft.
, lst hiernach die Befugnis des Betriebsrats ia *.rk 
G aer. liSten zu U  2ur Abberufung des Antrag-
steiler3 grundst-tzlioh zu bejahen, dann muß-auch da. 
rechtliche Interesse an der begehrten -Entscheidung noch

. l. .iyiel'iv■jetzu —- 
 ̂ . jebruar

schieden

bannt werden, -weil der Abberufungsbeschluß vom 
i960 noch immer vorhanden ist, obwohl der An-

rStelier inzwischen aus dem Gesamtbetriebsrat ausge-
iste Aufgrund der letztgenannten Tatsache hat sich

Hie Ans -i cgenheit nicht erledigt. Der Pall liegt insofern
andere a I s XKi 'alle des Ausschlusses aus dem Betriebsrat

c 2*5 BetrVG, in dem eine Gestaltung begehrt wird und 
sichtliche Entscheidung von ihrer Rechtskraft an nur 

G'"C’ V-„ -7Ukunft wirkt (vgl. dazu BAG 2, 175 /llQ? = AP Nr.ü .1- ̂ u — —-für
iU BetrVG sowie Beschluß 1 ABR 8/60 vom 8. Dezember
(961 i

iu.ng
•j-jp vorliegenden Fall wird eine feststellende Entschei- 
, .,rehrt. Diese ist auf den Zeitpunkt zurückzubeziehen,

■i VI c der der gerichtlichen Nachprüfung unterbreitete
rt&fiC

viiuß des Betriebsrats ergangen ist. Würde der Antrag
, , .vrGftig zurückgewiesen, dann stünde mit Wirkung vom
■obrunr I960 an fest, daiB der Antragsteller nicht mehr
• ..ri des Gesamtbetriebsrats gewesen ist. Solange nicht t fi 11 e c u o ö

daß die Gültigkeit der Abberufung nicht mehr
gen wird, daß insbesondere für die Vergangen­
en mehr aus jener Abberufung hergeleitet wer- 
ß der Gesamtbetriebsrat seit dem 11. Februar 
nicht mehr tätig geworden ist, sei es, daß

re 
11
K Ü ß
feststeht,
in
heit keihC

den, sei da
i960 erhaupt

die ; n/?e Unw? u
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- Q

Zeitpunkt von keiner Seite erwogen wird, ist das Rechts­
schutzinteresse des Antragstellers noch immer zu bejahen, 
4- 3s kommt somit darauf an, ob der Abberufungsbeschluß 
des Betriebsrats vom 11, Februar I960 den oben (II 2 d) 
gestellten Anforderungen genügt, ob er insbesondere nicht 
aus unsachlichen Gründen gefaßt worden ist. Das Landes­
arbeitsgericht hat - von seinem Rechtsstandpunkt aus zu 
Recht - keine Feststellungen darüber getroffen, welche 
Gründe den Betriebsrat zu seinem Beschluß veranlaßt haben, 
obwohl der Antragsteller von vornherein in Erfüllung sei­
ner Larlegungspflicht vorgetragen hatte, daß sachliche 
Gründe nicht Vorgelegen hätten.

Der angefochtene Beschluß ist deshalb aufzuheben, 
lie Sache ist an das Landesarbeitsgericht zurückzuverwei? ' 
das noch festzustellen haben wird, welche Gründe dem Be­
schluß des Betriebsrats vom 11, Februar 1960 zugrundege- 
legen haben. Hiernach ist über die Beschwerde des Betrieb' 
rats gegen den arbeitsgerichtlichen Beschluß unter Beach­
tung der oben zu II 2 und 3 aufgestellten Grundsätze zu 
entscheiden.

gez, Nipperdey Wichmann Lr„ Grcninger

Mellentin Riedel
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